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E r s t e r T e i l 

Einleitung 

§ 1 Problemstellung 

Das Interesse von Kreditgebern (Waren- odçr Geldkreditgebern) ist 
darauf gerichtet, durch „konkursfeste" Sicherheiten Insolvenzverluste 
möglichst gering zu halten. Dies w i rd durch folgende Zahlen verdeut-
licht: 

Die Anzahl der beantragten Konkursverfahren  stieg von 3943 im 
Jahre 1970 bis auf 9059 im Jahre 19801. Die Jahre 1981 und 1982 brach-
ten mi t 11 653 bzw. 15 877 neue Insolvenzrekorde. Auch 1983 ist die 
Zahl der Insolvenzen noch einmal mit 16 114 Fällen geringfügig ange-
stiegen2. Gleichzeitig verringerte sich der Antei l der eröffneten  Kon-
kursverfahren  ständig. Der Prozentsatz sank von 53 % 1970 auf 23,3 °/o 
im Jahre 19833. Berücksichtigt man zusätzlich, daß ca. 20 °/o aller eröff-
neten Konkursverfahren  mangels Masse eingestellt werden, so ergibt 
sich, daß überhaupt nur noch ca. 15 % aller Insolvenzfälle in einem ge-
ordneten Konkursverfahren  zu Ende geführt  werden. Spektakuläre 
Großinsolvenzen der jüngsten Zeit4 runden dieses statistische Bi ld ab. 

Die beträchtlichen Insolvenzverluste treffen  die Gläubiger nicht gleich-
mäßig. Die Deckungsquote der nichtbevorrechtigten, ungesicherten Kon-
kursgläubiger liegt seit Jahren unter 6°/o5. Dagegen ist die Befriedi-
gungsquote für Gläubiger mit Sicherheiten wesentlich höher. Sie be-
trägt für Kreditinstitute durchschnittlich 79 °/o, für Warenlieferanten 
64°/oe. Während bei den Banken Grundpfandrechte  als „klassische" 

1 Veit,  KTS 1982, 394; Angele,  Z IP 1981, 463 ff.;  vgl. auch die statistischen 
Übersichten von Doehring  i n der KTS: 1970, 288 ff.;  1972, 229 ff.;  1974, 15 ff.; 
1975, 21 ff.;  1976, 220 ff.;  1977, 146 ff. 

2 Z IP 1983, A 12 ff.,  Z IP 1984, A 12. 
s Z IP 1984, A 14. 
4 Vgl. die Berichte über Insolvenzen i n der ZIP: van Delden (ZIP 1981, 

542 f f  ); Rollei (ZIP 1982, 230 ff.);  Uhren-Kaiser (ZIP 1981, 325 ff.);  A E G (ZIP 
1982, 1007 ff.). 

5 Hanisch  S. 19 Fußn. 1; Uhlenbruck,  Gläubigerberatung S. 13. 
β Gessner,  Die Praxis S. 176; Gaul,  Die Sparkasse 1978, 321; Uhlenbruck, 

Gläubigerberatung S. 16. 

2* 
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Sicherheiten dominieren, steht bei den Warenlieferanten  die Siche-
rungsform des Eigentumsvorbehaltes im Vordergrund. Ca. 90% der 
Warenlieferanten  sichern sich durch einfachen Eigentumsvorbehalt, 
63 % noch zusätzlich durch dessen Verlängerungsformen  ab7. 

Während Grundpfandrechte  — eine richtige Bewertung vorausge-
setzt — für den Fall der Insolvenz eine bestmögliche Befriedigung ge-
währleisten, ist die Absicherung durch Eigentumsvorbehalte nicht ohne 
Risiko. Zwar kann der Eigentumsvorbehaltslieferant  im Konkurs des 
Käufers Herausgabe der Sache verlangen. Dies setzt jedoch voraus, daß 
er seine gelieferte Sache beim Gemeinschuldner noch herausfinden 
kann8. Hat der Gemeinschuldner von verschiedenen Lieferanten gleich-
artige Waren bezogen, ist dies häufig schwierig, wenn nicht gar unmög-
lich. Die Durchsetzung des Eigentumsvorbehaltes kann dann möglicher-
weise daran scheitern, daß der Lieferant sein Sicherungsrecht nicht von 
den Sicherungsrechten der anderen Eigentumsvorbehaltslieferanten  ab-
grenzen kann. 

— Im Rahmen des einfachen  Eigentumsvorbehaltes  können die Wa-
ren beim Gemeinschuldner untrennbar vermischt bzw. vermengt wor-
den sein. Eine Zuordnung einzelner Waren zu den jeweiligen Lieferan-
ten scheidet dann aus. Auch kann es schwierig sein, den Antei l des ein-
zelnen Lieferanten an der Gesamtmenge der Waren, die beim Gemein-
schuldner lagern, festzustellen 9. 

— Hat der Gemeinschuldner die Waren schon weiterverarbeitet, so 
kann es im Bereich von Verarbeitungsklauseln  ungewiß sein, welche 
Lieferungen bei der Herstellung der neuen Sache verwandt wurden 10 . 

Die Lieferanten versuchen deshalb, diese Abgrenzungsprobleme der 
Sicherungsrechte untereinander dadurch auszuschalten, daß sie die Si-
cherungsrechte zusammenlegen (Poolung  von Kreditsicherheiten). 

Poolverträge  können als Vereinbarungen definiert  werden, durch die 
die Beteiligten etwas für gemeinsame Rechnung zusammenlegen11. Die 
Poolung von Kreditsicherheiten soll für den Fall des Konkurses die 
bestmögliche Auswertung der Sicherheiten für die Sicherungsnehmer 
gewährleisten12. Hierfür  bieten sich zwei Möglichkeiten an. Sie unter-

7 Uhlenbruck,  Gläubigerberatung S. 16. 
8 Zu den Einzelheiten vgl. § 7 B. 
9 Siehe dazu Tei l 4. 
1 0 Siehe dazu Tei l 5. 
11 Eberding,  BB 1974, 1004; andere Anwendungsbeispiele für eine Pool-

bi ldung: Gewinnpoolung, vgl. Ballerstedt,  JuS 1963, 262; Stimmbindungs-
pool, vgl. MünchKomm/ Ulmer,  Vor §705 Rdnr. 34; Schröder,  ZGR 1978, 
578 ff. 

1 2 Vgl. zur Sicherheitenpoolung BGH WM 1982, 482 (484); OLG Karlsruhe 
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scheiden sich insbesondere durch den Zeitpunkt, in dem es zu einer 
Zusammenlegung der Sicherheiten kommt. 

1. Möglichkeit:  Die Sicherungsrechte werden von Anfang an — also 
schon bei  der  Kreditvergabe  — zugunsten der Kreditgeber zusammen-
gefaßt. 

So überträgt bei einem sog. Konsortialkredit  der Schuldner die Si-
cherheiten unmittelbar einem Konsortialführer,  der diese treuhände-
risch für die Kreditgeber häl t1 3 . Diese Form der Zusammenlegung der 
Sicherheiten (Poolung) kommt insbesondere dann in Betracht, wenn der 
Kreditbedarf  des Kreditnehmers außergewöhnlich hoch oder er in wi r t -
schaftliche Schwierigkeiten geraten ist. Um das Risiko zu verringern, 
schließen sich deshalb mehrere Banken zur Kreditvergabe zusammen. 

Ebenso werden bei einem sog. Bassinvertrag  die Sicherheiten von 
dem Schuldner nicht jeweils den einzelnen Kreditgebern, sondern einem 
Treuhänder bestellt, der sie für die Kreditgeber verwaltet 14 . Das sa-
chenrechtliche Übertragungsgeschäft  erfolgt  somit im Verhältnis Siche-
rungsgeber und Treuhänder, wobei eine schuldrechtliche Sicherungs-
abrede auch mi t den Gläubigern besteht. Bei einem Bassinvertrag han-
delt es sich — ebenso wie bei einer Poolbildung im Rahmen eines Kon-
sortialkredites — um einen von langer Hand für den Konkursfall  vor-
bereiteten Sonderkonkurs 15. Der Unterschied zur Poolbildung im Rah-
men eines Konsortialkredites liegt darin, daß bei einem Bassinvertrag die 
Kreditvergabe nicht einheitlich erfolgt,  sondern daß vielmehr vielfältige 
Geld- und Warenkredite gegeben werden. So kann ein Bassinvertrag 
ζ. B. dann abgeschlossen werden, wenn es sich bei dem Sicherungsgeber 
um ein Produktionsunternehmen handelt, daß Rohmaterialien unter 
Eigentumsvorbehalt von mehreren Lieferanten mit Verarbeitungsklau-

W M 1979, 343 (345); Jaeger /Henckel,  §15 Rdnr. 72 ff.;  Henckel,  Pflichten 
S. 71 ff.;  Reinicke/Tiedtke,  W M 1979, 186 ff.;  dies, i n Kaufrecht S. 253; Jauer-
nig,  Z IP 1980, 318; Marx,  NJW 1978, 246 ff.;  Stümer,  ZZP 1981, 274 ff.;  Böhle-
Stamschräder/Kilger,  §43 Anm. 3 b bb; Staudinger  ! Huber,  §741 Rdnr. 138; 
Weitnauer,  Festschrift  S. 709 ff.;  Graf  Lambsdorff,  RWS S. 117 ff.;  Scholz/ 
Lwowski,  S. 201; Mentzel!Kuhn/Uhlenbruck,  §43 Rdnr. 44; Uhlenbruck,  Gläu-
bigerberatung S. 130 ff.,  342 ff.;  Mohrbutter  ! Mohrbutter,  Handbuch S. 233; 
Hess/Kropsho fer,  §43 Rdnr. 54; Kubier, Ζ GR 1982, 504; Kilger,  KTS 1975, 
163/164; W. Obermüller  i n BuB I, 4/96. Vgl. auch Hilger,  Miteigentum S 5 ff., 
dessen Arbei t nach Manuskriptabschluß erschien und nur noch i n einigen 
Fußnoten berücksichtigt werden konnte. 

1 8 Zum Konsort ialkredit und Zusammenfassung von Sicherheiten vgl. nur 
W.  Obermüller,  Bank-Betr ieb 1970, 456 ff.;  Ehlers,  ZfgK 1977, 912 ff.;  Münch-
Komm/Ulmer,  Vor §705 Rdnr. 30; Eberding,  BB 1974, 1004; Uhlenbruck, 
Gläubigerberatung S. 136. 

1 4 Zum Bassinvertrag vgl. nur Serick  Bd. I I , § 21 IV 3, S. 186 ff  ; Eberding 
i n BuB I , 4/338; Stümer,  ZZP 1981, 279; Scholz/Lwowski  S. 198; Uhlenbruck, 
Gläubigerberatung S. 136. 

15 Stümer,  ZZP 1981, 279. 




